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20. Öffentliches Auftragswesen; 

Publikationsverpflichtungen für öffentliche Auftraggeber 

und Sektorenauftraggeber gemäß Bundesvergabegesetz 

2018 
 
Seitens des Bundesministeriums für Justiz (BMJ) wurde am 19. März 2024 ein Rundschreiben an alle 
öffentlichen Auftraggeber und Sektorenauftraggeber zum Thema „Öffentliches Auftragswesen; 
Publikationsverpflichtungen für öffentliche Auftraggeber und Sektorenauftraggeber gemäß 
Bundesvergabegesetz 2018, Bundesvergabegesetz Konzessionen 2018 und Bundesvergabegesetz 
Verteidigung und Sicherheit 2012; Datenqualität“ ausgesandt. 
Das Rundschreiben des BMI kann unter dem unten angeführten Link abgerufen werden: 
https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/dokumente-zum-vergaberecht/vergaberechtliche-
rundschreiben.html 
 
Das Bundesministerium für Justiz weist in diesem Schreiben auf die Verpflichtungen zur 
ordnungsgemäßen Publikation von Bekanntmachungen und Bekanntgaben bei Vergabeverfahren 
gemäß den §§ 50 ff und 219 ff Bundesvergabegesetz 2018 – BVergG 2018, §§ 28 ff 
Bundesvergabegesetz Konzessionen – BVergGKonz 2018 und §§ 38 ff Bundesvergabegesetz 
Verteidigung und Sicherheit – BVergGVS 2012 hin. 
 
Oberschwellenbereich 
Bekanntmachungen und Bekanntgaben im Zusammenhang mit Vergabeverfahren im 
Oberschwellenbereich haben sowohl auf Unionsebene als auch in Österreich zu erfolgen.  
Es wird in diesem Zusammenhang auf das Rundschreiben des BMJ vom 25. Juli 2023 (GZ 2023-
0.321.850) betreffend die Verwendung von eForms für Bekanntmachungen und Bekanntgaben sowie 
die Vorgaben an das Zur-Verfügung-Stellen der Ausschreibungsunterlagen hingewiesen. 
 
Unterschwellenbereich 
Bekanntmachungen und Bekanntgaben im Zusammenhang mit Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich haben in Österreich zu erfolgen und können zusätzlich freiwillig auf 
Unionsebene erfolgen. 
Um ihren Publikationsverpflichtungen in Österreich rechtskonform nachzukommen, müssen die 
öffentlichen Auftraggeber:innen und Sektorenauftraggeber:innen die Metadaten der Kerndaten 
gegenwärtig auf https://www.data.gv.at  bereitstellen und darin auf die Kerndaten der 
Vergabeverfahren verweisen. Die zu veröffentlichenden Kerndaten für die Bekanntgaben haben die in 
Anhang VIII, Abschnitt 2, Z 1 BVergG 2018 bzw. Anhang VII, Abschnitt 2, Z 1 BVergGKonz 2018 
angeführten Informationen zu enthalten. 
Die Veröffentlichungen werden in der Regel automationsunterstützt durch den Einsatz von 
Beschaffungsplattformen durchgeführt. 
 
Weitere Informationen und Rundschreiben zum Vergaberecht sind unter folgendem Link verfügbar: 
https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/ 
 
Die Veröffentlichungen im Bereich des öffentlichen Auftragswesens sind aufgrund der 
Rechtsprechung des EuGHs zum Transparenzgrundsatz erforderlich. Weites sind die Daten der 
Veröffentlichungen für die Analyse der Vergabe öffentlicher Aufträge und Konzessionen von großer 
Bedeutung. 
Die Veröffentlichungen auf Unionsebene und in Österreich werden in unterschiedlicher Form 
verarbeitet, aufbereitetet und verwendet. Sie dienen u.a. als Grundlage für Prüfungen des 
europäischen Rechnungshofes, als Grundlage vergabepolitischer Entscheidungen auf nationaler und 
Unionsebene, zur Erfüllung von Berichtspflichten der Republik Österreich gegenüber der 
Europäischen Kommission und zur Information der Wirtschaft und der Öffentlichkeit. 
 
Das BMJ hat im Sinne einer stichprobenartigen Überprüfung der Qualität der veröffentlichten 
Bekanntgaben in Österreich die Kerndaten im Bereich des BVergG 2018 analysiert und im Ergebnis 
festgestellt, dass rund 43 % aller Bekanntgaben unvollständige und/oder nicht plausible Daten 
enthalten. 
 

https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/dokumente-zum-vergaberecht/vergaberechtliche-rundschreiben.html
https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/dokumente-zum-vergaberecht/vergaberechtliche-rundschreiben.html
https://www.data.gv.at/
https://www.bmj.gv.at/themen/Vergaberecht/


Auftraggeber haben „vollständige“ Bekanntmachungen und Bekanntgaben in Österreich zu 
publizieren. „Vollständig“ bedeutet, dass alle einschlägigen Kerndatenfelder auszufüllen und daher im 
Wege der Publikation zugänglich sind. Ansonsten liegt keine rechtsgültige Bekanntmachung bzw. 
Bekanntgabe im Sinne des Gesetzes vor. Im Kontext einer Bekanntmachung kann somit eine 
unvollständige oder technisch fehlerhafte Publikation die Konsequenz nach sich ziehen, dass ein 
Auftraggeber trotz Veröffentlichung ein Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung durchführt. 
Weiters wird darauf hingewiesen, dass Auftraggeber, die ihre Verpflichtung zur 
ordnungsgemäßen Bekanntmachung bzw. Bekanntgabe verletzen, eine 
Verwaltungsübertretung gemäß § 375 Abs. 1 BVergG 2018 bzw. § 117 BVergGKonz 2018 begehen 
und von der Verwaltungsstrafbehörde mit einer Geldstrafe von bis zu EUR 50.000,00 zu 
bestrafen sind. 
 
Angesichts der oben aufgezeigten Problematik wird das BMJ die Datenqualität der 
Bekanntmachungen und Bekanntgaben weiterhin regelmäßig analysieren und behält sich, 
insbesondere im Falle einer systematischen Verletzung von Veröffentlichungsverpflichtungen, das 
Setzen weiterer Schritte (insbesondere eine Anzeige an die Verwaltungsstrafbehörde) vor. 
 

21. Änderung des Tiroler Mindestsicherungsgesetzes 

(TMSG) 
 
Am 29.12.2023 wurde im LGBl. Nr. 102/2023 eine Änderung des Tiroler Mindestsicherungsgesetzes (TMSG) 
kundgemacht, welche mit 31. Dezember 2023 in Kraft trat.  
 
Diese Gesetzesnovelle regelt die Kostentragung bei den zentralen Sozialleistungen des Landes Tirol gänzlich 
neu. Für die Tiroler Gemeinden hat dies maßgebliche Auswirkungen bei der Handhabe von deren 
Kostenersatzbeiträgen in der Mindestsicherung (TMSG), in der Grundversorgung (Tiroler 
Grundversorgungsgesetz), in der Inklusion (Tiroler Teilhabegesetz), in der Pflege (Tiroler Heim- und 
Pflegeleistungsgesetz) und im Rettungswesen (Tiroler Rettungsdienstgesetz). 
 
Die gesetzlichen Änderungen stellen sich im Detail wie folgt dar:  
 
1. Vorschusszahlungen: 
Wie bisher haben die Gemeinden dem Land Tirol viermal jährlich Vorschüsse in der Höhe bis zu je einem Viertel 
des zu erwartenden Beitragsanteiles gegen nachträgliche Verrechnung zu entrichten. Diese Vorschüsse werden 
unter Zugrundelegung der im Landesvoranschlag vorgesehenen Mittelaufbringungen und Mittelverwendungen 
für jede einzelne Sozialleistung ermittelt. 
 
Die Landesregierung teilt den Tiroler Gemeinden die im laufenden Kalenderjahr zu leistenden Vorschüsse sowie 
die sich aus der Endabrechnung für das jeweilige Kalenderjahr ergebenden Beiträge schriftlich unter Angabe 
des Fälligkeitszeitpunktes und gegebenenfalls der Höhe eines zu entrichtenden Säumniszuschlages mit 
einfachem Schreiben mit (Zahlungsmitteilung).  
 
Neu ist, dass die Gemeinden nunmehr innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieser Zahlungsmitteilung 
bei der Landesregierung schriftlich die bescheidmäßige Festsetzung der Vorschüsse bzw. des jährlichen 
Beitrages beantragen können. Wird ein solcher Antrag nicht gestellt, so gilt die Mitteilung der Landesregierung 
als vollstreckbarer Rückstandsausweis. Etwaige rückständige Zahlungen werden sodann im Verwaltungsweg 
einbringlich gemacht. Ergibt sich aus der Endabrechnung ein Guthaben, so ist dieses bis zum 30. Juni des 
jeweiligen Jahres an die Gemeinde auszuzahlen. 
 
2. Säumniszuschlag: 
Für Vorschüsse bzw. jährliche Beiträge, die nicht spätestens zum Fälligkeitszeitpunkt geleistet werden, ist ein 
Säumniszuschlag in der Höhe von 4 v. H. der aushaftenden Vorschüsse bzw. der aushaftenden jährlichen 
Beiträge zu entrichten. Angefallene Säumniszuschläge sind jedenfalls zu entrichten.  
 
Die Landesregierung kann auf begründeten schriftlichen Antrag der Gemeinde für die zu den jeweiligen 
Fälligkeitszeitpunkten offenen und fälligen Vorschüsse bzw. jährlichen Beiträge den Zeitpunkt der Entrichtung 
hinausschieben (Stundung) oder die Entrichtung von Raten bewilligen, sofern dies aufgrund der 



wirtschaftlichen Verhältnisse der Gemeinde im Einzelfall erforderlich ist und die Einbringlichkeit der Vorschüsse 
bzw. der jährlichen Beiträge durch den Aufschub nicht gefährdet wird. Der Antrag ist von der Gemeinde vor 
dem Fälligkeitszeitpunkt des jeweiligen Vorschusses bzw. jährlichen Beitrages einzubringen.  
 
Die Stundung bzw. die Bewilligung der Ratenzahlung erfolgt mit Bescheid. Sie erlischt, wenn auch nur ein 
Termin nicht eingehalten wird (Terminverlust). Im Fall des Terminverlusts werden jene vom Bescheid erfassten 
Vorschüsse bzw. jährliche Beiträge, welche zu diesem Zeitpunkt offen sind, am zweitfolgenden Monatsersten 
fällig. Im Fall einer Stundung bzw. einer Ratenzahlung sind jährliche Zinsen in der Höhe von 4 v. H. der vom 
Bescheid erfassten Vorschüsse bzw. jährlichen Beiträge zu entrichten. 
 
Um allfällige finanzielle Mehrbelastungen der Gemeinden zu verhindern, wird grundsätzlich empfohlen, die 
vorgeschriebenen Vorschusszahlungen zeitgerecht anzuweisen. Angefallene Säumniszuschläge sind jedenfalls 
zu entrichten und können nicht ausgebucht werden.  
 

 

22. Diskriminierungsfreie Einschreibformulare für 

Kinderbetreuungseinrichtungen 
 
Die Servicestelle Gleichbehandlung und Antidiskriminierung erreichen regelmäßig Anfragen von Tiroler 
Gemeindebürger*innen mit der Bitte um Überprüfung von Anmeldeformularen für 
Kinderbetreuungseinrichtungen. Die Gewährleistung einer diskriminierungsfreien Kinderbetreuung beginnt 
bereits mit einer diskriminierungsfreien Einschreibung. Gemäß den Bestimmungen des Tiroler 
Antidiskriminierungsgesetzes ist jede Diskriminierung von Personen aufgrund ihres Geschlechtes, ihrer 
ethnischen Zugehörigkeit, ihrer Religion, ihrer Weltanschauung, einer Behinderung, ihres Alters oder ihrer 
sexuellen Orientierung verboten.  
 
Ein diskriminierungsfreies Einschreibverfahren ist nicht nur gesetzlich vorgeschrieben, sondern auch 
entscheidend für die Schaffung einer inklusiven und fairen Umgebung für alle Kinder und ihre Familien. Im 
Folgenden werden den Gemeinden daher Informationen zur Verfügung gestellt, um künftig eine 
diskriminierungsfreie und einheitliche Anmeldung in Tirols Kinderbetreuungseinrichtungen sicherzustellen: 
  
1. Sprachwahl: 
 Anmeldeformulare sollten in einer inklusiven Sprache verfasst sein, die alle Familien anspricht, unabhängig von 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit, Religion, sexuellen Orientierung oder sozialen Situation. Sprachliche 
Formulierungen, die Vorurteile oder Stereotypen verstärken könnten, sind zu vermeiden. Die Verwendung 
geschlechtsneutraler Begriffe führt dazu, dass alle Geschlechteridentitäten anerkannt und respektiert werden. 
Statt „Mutter“ und „Vater“ sollten die beiden Elternteile als „Elternteil 1“ und „Elternteil 2“ oder 
„Erziehungsberechtigte“ bezeichnet werden, da diese Formulierungen beispielsweise auch 
gleichgeschlechtliche Elternpaare berücksichtigen.  
 
Angaben zu Karenzzeiten sollten bei beiden Elternteilen angeführt werden können. Nicht selten tauchen noch 
Formulare auf, bei welchen Karenzzeiten lediglich bei den Angaben zur Berufstätigkeit der Mutter angeführt 
werden können. Rechtlich haben Väter jedoch wie Mütter dieselbe Verantwortung und dieselben 
Karenzmöglichkeiten hinsichtlich der gemeinsamen Kinder. Eine Formulierung zum Nachweis z.B. einer 
Berufstätigkeit, die nur Mütter in die Pflicht nimmt, Väter jedoch nicht, führt im Endeffekt zu folgendem 
Ergebnis: Familien, in denen nur die Mutter berufstätig ist, erhalten einen Kinderbetreuungsplatz, während 
Familien, in denen nur der Vater einen Beruf ausübt, den Kinderbetreuungsplatz nicht erhalten. Eine solche 
Regelung stellt eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes dar.  
  
2. Optionale Angaben: 
 Persönliche Angaben sollten auf Einschreibformularen stets optional sein. Erziehungsberechtigte sollten nicht 
gezwungen sein, Informationen preiszugeben, die für die Einschreibung ihres Kindes nicht relevant sind. 
Aufgrund eines aktuellen Falles wird in diesem Zusammenhang insbesondere darauf aufmerksam gemacht, 
dass medizinische Angaben zur Geburt für den Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung irrelevant sind und 
auf entsprechenden Anmeldeformularen nichts verloren haben.  



  
3. Barrierefreiheit:  
Weiters ist sicherzustellen, dass die Einschreibformulare barrierefrei gestaltet und für alle 
Erziehungsberechtigten leicht zugänglich sind. Dies umfasst auch die Bereitstellung der Formulare in 
unterschiedlichen Formaten (z.B. digital und als Ausdruck). 
  
Durch die Einhaltung dieser Punkte, tragen die Gemeinden dazu bei, eine diskriminierungsfreie Umgebung in 
Kinderbetreuungseinrichtungen zu schaffen und das Wohlbefinden aller Kinder und ihrer Familien bereits ab 
der Einschreibung für diese Einrichtungen zu fördern.  
  
Für weitere Fragen und Unterstützung steht Ihnen die Servicestelle Gleichbehandlung und Antidiskriminierung 
gerne zur Verfügung. 
  
 Mag.a iur. Barbara Pedroso de Vasconcelos, MA  
Servicestelle Gleichbehandlung und Antidiskriminierung   

23. Novellierung des Tiroler Veranstaltungsgesetzes 

 

Der Tiroler Landtag hat in seiner Sitzung vom 20.03.2024 die Novelle zum Tiroler 
Veranstaltungsgesetz beschlossen. 
 
Mit dieser Novelle wurde dem Anliegen einer bestmöglichen Barrierefreiheit von öffentlichen 
Veranstaltungen Rechnung getragen. In Entsprechung der UN-Behindertenrechtskonvention wurde 
eine ausdrückliche Bestimmung eingefügt, die nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten und 
wirtschaftlichen Zumutbarkeit die bestmögliche Barrierefreiheit von öffentlichen Veranstaltungen 
vorsieht.  
 
Dies betrifft einerseits die Durchführung der öffentlichen Veranstaltung und andererseits die 
Planung, die Herstellung, die Errichtung, den Einbau, die Änderung, den Betrieb sowie die 
Instandhaltung und die Instandsetzung der für die öffentliche Veranstaltung verwendeten 
Betriebsanlagen. Die Bestimmung hat zum Ziel, Menschen mit Behinderungen den Zugang zu 
öffentlichen Veranstaltungen und die dafür verwendeten Betriebsanlagen zu erleichtern. 
 
In diesem Sinne hat der Veranstalter durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, dass Menschen 
mit Behinderungen ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe Zugang zum 
Veranstaltungsgelände bzw. –gebäude haben und auch inhaltlich an der Veranstaltung teilnehmen 
können. Zur Erfüllung dieser Erfordernisse kann die Behörde dem Veranstalter bei 
anmeldepflichtigen und bei nicht anmeldepflichtigen Veranstaltungen jederzeit mit Bescheid unter 
Wahrung der Verhältnismäßigkeit Maßnahmen vorschreiben.  
 
Darüber hinaus wird der Behörde durch die aktuelle Novelle die Möglichkeit eingeräumt, dem 
Veranstalter mittels Bescheid auf seine Kosten für die Dauer der Veranstaltung nach Anhörung des 
Kommandanten der Feuerwehr, in deren Schutzbereich die Veranstaltung stattfinden soll, einen 
Feuerwehr-Bereitschafts- oder Präsenzdienst in der erforderlichen Stärke vorzuschreiben, soweit 
dies im Hinblick auf die Art der Veranstaltung erforderlich ist.  
 
 

24. Richtlinie der Landesregierung für die Gewährung von 

Bedarfszuweisungen an Gemeinden & Gemeindeverbände 

vom 14. Mai 2024  
 

 



Mit 1. Jänner 2024 ist das Finanzausgleichsgesetzes 2024 (FAG 2024) in Kraft getreten. Daher war 
auch eine Anpassung der Richtlinie für die Gewährung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände erforderlich. Diese wurde von der Tiroler Landesregierung in ihrer Sitzung vom 
14. Mai 2024 beschlossen. 
Neben den Anpassungen an das FAG 2024 wurde die Richtlinie im Wesentlichen noch in folgenden 
Punkten geändert: 

 

Die von der Tiroler Landesregierung bereits am 17. Jänner 2024 beschlossene Richtlinie für 
Bedarfszuweisungen aus dem Infrastrukturfonds für Kinderbildung und Kinderbetreuung wird als 
Anlage 1 in die Richtlinie für die Gewährung von Bedarfszuweisungen aufgenommen und ersetzt die 
bisherige Richtlinie für die Förderung des Baues von öffentlichen Schulen und 
Kinderbetreuungseinrichtungen. Zudem wird die Richtlinie dahingehend geändert, dass bei 
Umbauten im Falle der Gewährung weiterer Förderungen, insb. nach der Richtlinie Ausbau und 
Qualitätsverbesserung des Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbetreuungsangebotes, die 
Gesamtförderung mit 50 v. H. der Gesamtkosten gedeckelt wird. 
 

 

Bei der Förderung von Maßnahmen zur Barrierefreiheit bei Gemeindegebäuden wurden die 
Maßnahmen nach den Typenblättern der Abt. Hochbau aktualisiert und an die Checklisten, welche 
im Zuge des Gemeinde-Aktions-Plans erarbeitet wurden, angepasst. 
Die Höhe der Förderung beträgt grundsätzlich weiterhin 20 v.H. der Bemessungsgrundlage (die 
Kosten, welche für die Herstellung der Barrierefreiheit angefallen sind und mittels Rechnungen 
nachgewiesen werden).  
Im Falle, der Durchführung eines „Barriere-Checks“ für das betreffende Gebäude, wird eine 
Förderung von 25 v.H. der Bemessungsgrundlage gewährt. 
Finanzschwachen Gemeinden kann zudem eine Förderung aus allgemeinen Bedarfszuweisungen 
gewährt werden.  
Mit der Förderung von Maßnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit in Gemeindegebäuden, 
werden u.a. auch geforderte Maßnahmen aus dem Tiroler Aktionsplan und dem Gemeinde 
Aktionsplan zur Umsetzung der UN Behindertenrechtskonvention erfüllt. 
Ebenso wird die ab 2028 lt. Nationalrats-Wahlordnung 1992 verpflichtende Barrierefreiheit aller 
Wahllokale teilweise unterstützt. 
 

 

Für die Bildung von Verwaltungsgemeinschaften nach § 142 TGO 2001, für z. B. gemeinsame Bau- 
bzw. Finanzverwaltung oder für die Kontrolle von Freizeitwohnsitzen, wird für die ersten zwei Jahre 
ab der Bildung der Verwaltungsgemeinschaft, eine Förderung in Höhe von 40 v. H. des tatsächlich 
entstandenen und nachgewiesenen Personal-, Sach- und allenfalls damit in Zusammenhang 
stehenden Investitionsaufwandes gewährt. 
 

 

Für den Breitbandausbau von Gemeinden bzw. Gemeindeverbänden, werden aus dem 
Gemeindeausgleichsfonds auch im Jahr 2024 Mittel in Höhe von 2,5 Mio. Euro bereitgestellt.  
Die Richtlinie ist mit 15. Mai 2024 in Kraft getreten. 
 

Finanz-Verfassungsgesetz 1948 – F-VG 1948, BGBl. Nr. 45/1948 idF BGBl. I Nr. 51/2012 



Finanzausgleichsgesetz 2024 – FAG 2024, BGBl. I Nr. 168/2023

 

 

 

 

 



 
Gesetz vom 13. November 1951 über die Bildung eines Gemeindeausgleichsfonds, LGBl. Nr. 1/1952 

 

 
Begriffsdefinition 
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https://www.statistik.at/services/tools/services/regionales/regionale-gliederungen
https://www.statistik.at/services/tools/services/regionales/regionale-gliederungen


 

  

http://www.oerok-atlas.at/documents/neuabgrenzung_des_dauersiedlungsraums.pdf
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A) Bedarfszuweisungen als verlorene Zuschüsse 
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B) Verfahren bei der Gewährung der Bedarfszuweisungen:
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C) Auszahlung der Bedarfszuweisungen - Prüfung der Verwendungsnachweise - Abwicklung von 
Anträgen auf Auszahlung von Bedarfszuweisungen in der Gemeindeanwendung / Portal Tirol 

 

 

 



 

 

 

 

 

 
 

 



A) Allgemeines 

 

 

B) Art und Höhe der Förderung 
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D) Abwicklung



E) Herkunft der Fördermittel

 

 

A) Allgemeines  
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25. Abgabenertragsanteile der Gemeinden Mai 2024  
 
Die Tabelle gibt Auskunft über die den Tiroler Gemeinden zugewiesenen Abgabenertragsanteile, den 
Vergleich mit 2023 und die daraus resultierende Veränderung sowie die einzelnen Steuerarten. 
 

Ertragsanteile an 2023 2024 Veränderung Veränderung 

      in Euro in  % 
Einkommen- und 
Vermögensteuern 

    

Veranlagter Einkommensteuer -11.569.560  -10.890.045  679.514  5,87  

Lohnsteuer 25.758.574  27.495.917  1.737.343  6,74  

Kapitalertragsteuer 2.085.344  1.236.263  -849.082  -40,72  

Kapitalertragsteuer auf sonstige 
Erträge 

833.934  1.190.200  356.266  42,72  

Körperschaftsteuer 284.044  -257.487  -541.531  -190,65  

Abgeltungssteuern Schweiz 0  0  0  0,00  

Abgeltungssteuern Liechtenstein 0  0  0  0,00  

Erbschafts- und Schenkungssteuer 41  1.512  1.471  3603,60  

Stiftungseingangssteuer 4.037  10.899  6.862  169,99  

Bodenwertabgabe 19.733  21.999  2.267  11,49  

Stabilitätsabgabe 289  1.896  1.607  556,15  

Summe Einkommen- und 
Vermögensteuern 

17.416.436  18.811.154  1.394.718  8,01  

Sonstige Steuern       



Ertragsanteile an 2023 2024 Veränderung Veränderung 

      in Euro in  % 

Umsatzsteuer 22.213.171  20.503.830  -1.709.341  -7,70  

Tabaksteuer 2.149.843  1.643.513  -506.330  -23,55  

Biersteuer 172.463  146.565  -25.898  -15,02  

Mineralölsteuer 4.679.586  3.064.644  -1.614.942  -34,51  

Alkoholsteuer 164.213  116.026  -48.187  -29,34  

Schaumweinsteuer 1.315  1.092  -223  -16,98  

Kapitalverkehrsteuern 0  0  0  0,00  

Werbeabgabe 67.362  66.733  -629  -0,93  

Energieabgabe 19.860  44.198  24.337  122,54  

Normverbrauchsabgabe 263.474  406.044  142.570  54,11  

Flugabgabe 105.631  127.184  21.552  20,40  

Grunderwerbsteuer 11.572.124  11.307.377  -264.747  -2,29  

Versicherungssteuer 2.287.442  2.444.862  157.419  6,88  

Motorbezogene 
Versicherungssteuer 

3.771.707  3.741.730  -29.977  -0,79  

KFZ-Steuer 10.357  12.806  2.449  23,65  

Konzessionsabgabe 220.222  236.455  16.233  7,37  

Summe sonstige Steuern 47.698.772  43.863.059  -3.835.713  -8,04  

Kunstförderungsbeitrag 0  0  0  0,00  

Gesamtsumme 65.115.207  62.674.213  -2.440.994  -3,75  

 

26. Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis 

Mai 2024  
 
Die Tabelle gibt Auskunft über die den Tiroler Gemeinden zugewiesenen Abgabenertragsanteile, den 
Vergleich mit 2023 und die daraus resultierende Veränderung sowie die einzelnen Steuerarten. 
 

Ertragsanteile an 2023 2024 Veränderung Veränderung 

      in Euro in  % 
Einkommen- und 
Vermögensteuern 

    

Veranlagter Einkommensteuer 20.771.867  19.147.370  -1.624.497  -7,82  

Lohnsteuer 141.408.248  177.805.080  36.396.831  25,74  

Kapitalertragsteuer 11.002.787  10.158.554  -844.233  -7,67  

Kapitalertragsteuer auf sonstige 
Erträge 

2.415.050  3.161.670  746.620  30,92  

Körperschaftsteuer 55.991.998  51.973.020  -4.018.977  -7,18  

Abgeltungssteuern Schweiz 0  0  0  0,00  

Abgeltungssteuern Liechtenstein 0  0  0  0,00  

Erbschafts- und Schenkungssteuer 734  1.863  1.129  153,70  

Stiftungseingangssteuer 136.136  492.361  356.225  261,67  

Bodenwertabgabe 297.413  322.176  24.762  8,33  

Stabilitätsabgabe 455.088  546.095  91.007  20,00  

Su. Einkommen- und 
Vermögensteuern 

232.479.321  263.608.187  31.128.866  13,39  

Sonstige Steuern      



Ertragsanteile an 2023 2024 Veränderung Veränderung 

      in Euro in  % 

Umsatzsteuer 132.458.642  132.286.267  -172.375  -0,13  

Tabaksteuer 8.472.680  8.407.986  -64.693  -0,76  

Biersteuer 764.330  765.146  816  0,11  

Mineralölsteuer 17.086.066  16.262.712  -823.354  -4,82  

Alkoholsteuer 797.196  704.691  -92.505  -11,60  

Schaumweinsteuer 6.440  6.970  530  8,23  

Kapitalverkehrsteuern 37  0  -37  -100,00  

Werbeabgabe 457.699  481.423  23.724  5,18  

Energieabgabe -495.568  31.897  527.466  106,44  

Normverbrauchsabgabe 1.613.507  2.003.031  389.524  24,14  

Flugabgabe 555.922  641.609  85.687  15,41  

Grunderwerbsteuer 59.583.399  49.942.688  -9.640.712  -16,18  

Versicherungssteuer 6.416.762  6.848.392  431.629  6,73  

Motorbezogene 
Versicherungssteuer 

10.091.243  9.922.983  -168.261  -1,67  

KFZ-Steuer 284.716  282.989  -1.727  -0,61  

Konzessionsabgabe 1.410.424  1.414.843  4.419  0,31  

Summe sonstige Steuern 239.503.494  230.003.626  -9.499.868  -3,97  

Kunstförderungsbeitrag 44.030  33.405  -10.626  -24,13  

Gesamtsumme   472.026.846  493.645.218  21.618.372  4,58  

Zwischenabrechnung -4.592.364  -2.783.345  1.809.019  39,39  

Gesamtsumme inkl. 
Zwischenabrechnung 

467.434.482  490.861.873  23.427.391  5,01  

 
 

Verbraucherpreisindex für März 2024 (vorläufiges 

Ergebnis) 
 

VERBRAUCHERPREISINDEX
 für  Februar 2024 
endgültig 

März 2024 
vorläufig 

      

Einkommen- und Vermögensteuern   

Index der Verbraucherpreise 2020
 
Basis: Durchschnitt 2020 = 100 

123,1 123,7 

Index der Verbraucherpreise 2015
 
Basis: Durchschnitt 2015 = 100 

133,2 133,8 

Index der Verbraucherpreise 2010
 
Basis: Durchschnitt 2010 = 100 

147,5 148,5 

Index der Verbraucherpreise 2005
 
Basis: Durchschnitt 2005 = 100 

161,5 162,3 

Index der Verbraucherpreise 2000
 
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 

178,5 179,4 

Index der Verbraucherpreise 1996
 
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 

187,9 188,8 

Index der Verbraucherpreise 1986
 
Basis: Durchschnitt 1986 = 100 

245,6 246,8 

Index der Verbraucherpreise 1976
 
Basis: Durchschnitt 1976 = 100 

381,7 383,6 

Index der Verbraucherpreise 1966
 
Basis: Durchschnitt 1966 = 100 

670,0 673,3 



VERBRAUCHERPREISINDEX
 für  Februar 2024 
endgültig 

März 2024 
vorläufig 

      
Index der Verbraucherpreise I
 
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 

853,7 857,9 

Index der Verbraucherpreise II
 
Basis: Durchschnitt 1958 = 100 

856,5 860,7 

 
Der Index der Verbraucherpreise 2020 (Basis: Jahresdurchschnitt 2020 = 100) für den Kalendermonat 
März 2024 beträgt 123,7 (vorläufige Zahl) und ist gegenüber dem Vormonat um 0,6 Punkte  
(+ 4,1 % gegenüber dem Vorjahr) gestiegen. 
 
Die Veränderungen im VPI sind auch auf der Homepage der Statistik Austria ersichtlich: 
https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods   
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